Stellungnahme der max.mobil. Telekommunikation Service GmbH

zum Entwurf der Überwachungsverordnung gemäß § 89 Abs. 3 TKG 1997

(Entwurf vom Februar 2001 samt Punktation vom 1. 10. 2001)

Einleitung:

Gemäß § 89 Abs. 3 TKG 1997 besteht die Verpflichtung, eine Verordnung betreffend der zur Überwachung des Fernmeldeverkehrs bereitzustellenden technischen Einrichtungen zu erlassen. Aus verschiedenen Gründen, die sicherlich auch durch die Kostentragungsfrage verursacht sind, ist es bis heute zu keiner entsprechenden Verordnung gekommen. Im Februar 2001 wurde ein entsprechender Entwurf seitens des BM für Verkehr, Innovation und Technologie vorgelegt. Dieser Entwurf war Gegenstand verschiedener Stellungnahmen, u. a. auch von max.mobil., sowie einer gemeinsamen Diskussion im Bundesministerium. Bei dieser Besprechung am 23. 2. 2001 wurde zwischen allen Beteiligten vereinbart, entsprechende Änderungen in den vorgelegten Entwurf einzuarbeiten, diese im Rahmen einer Punktation den betroffenen Unternehmen zur erneuten Stellungnahme vorzulegen und auf Basis dieser Ergebnisse dann eine entsprechende Verordnung zu erlassen. Die angesprochene Punktation liegt nunmehr vor. Dazu dürfen wir wie folgt Stellung nehmen.

zu § 2:

Die in § 2 (Ziff 1 „Betreiber“, Ziff 5 ,„Schnittstelle“ und Ziff 6 „Übergabepunkt“) eingefügten genaueren Begriffsdefinitionen sind aus unserer Sicht korrekt und entsprechen den von den Betreibern eingebrachten Einwänden.

zu § 3:

Die Adaption der Überschrift dieser Bestimmung ist in Ordnung. 

§ 3 Abs. 1 entspricht dem Bedürfnis der Betreiber, sicherzustellen, dass Eingriffe in ihre Anlagen nur über sie, bzw. durch ihre aktive Mitwirkung erfolgen. Die Anpassung dieser Bestimmung auf Betreiberbedürfnisse ist zu begrüßen. Gleiches gilt für § 3 Abs. 2.

Zu dieser Bestimmung ist vorzuschlagen, dass man in den erläuternden Bemerkungen zur Beschlussvorlage eine Definition des Begriffes der „wirtschaftlichen Verhältnismäßigkeit“ einfügt, um für beide Seiten, das sind Betreiber wie auch Bedarfsträger, sicherzustellen, dass dieser Begriff keiner willkürlichen Auslegung unterzogen wird und damit erst recht wieder gerichtliche Hilfsbestimmungen gesucht werden müssen.

Wir halten dazu fest, dass der Begriff der „wirtschaftlichen Verhältnismäßigkeit“ in dieser Bestimmung von großer Bedeutung für die Betreiber ist, da es nicht sein kann, dass seitens der Bedarfsträger Leistungen verlangt werden, deren Nutzen in keiner Relation zu den bei den Betreibern auflaufenden Kosten steht. Es darf aber auch nicht sein, dass unter Berufung auf diesen Punkt sich die Betreiber darauf zurückziehen, jede Mitwirkung an der Überwachung des Fernmeldeverkehrs als wirtschaftlich unverhältnismäßig darzustellen. Bestimmte Leistungen, wie insbesondere Rufdatenrückerfassungen oder die Bereitstellung von Inhaltsdaten, sind Basisleistungen, die grundsätzlich nicht als wirtschaftlich unverhältnismäßig beurteilt werden dürfen.

Zu § 3 Abs. 3 und Abs. 4 gibt es ebenfalls keine Einwendungen mehr.

§ 4:

§ 4 Abs. 1, sowie § 4 Abs. 1 Ziff 4 entsprechen den beiderseitigen Bedürfnissen.

Zu § 4 Abs. 2 ist anzumerken, dass hier noch einzufügen ist, „........ durch den übernehmenden Bedarfsträger .....“.

Dies ist notwendig, umklarzustellen, dass ab der Übergabeschnittstelle der Betreiber keine Verantwortung mehr für die Datensicherheit der übergebenen Daten hat. Die Datensicherheit sicherzustellen trifft den Betreiber ausschließlich bis zu dieser Schnittstelle, an der die Daten an den zuständigen Bedarfsträger übergeben werden.

Zu § 4 Abs. 4 gibt es keine Einwendungen.

Gleiches gilt auch für den § 5, sowie für den neu eingefügten § 6.

Es ist an dieser Stelle festzustellen, dass der vorgelegte Verordnungsentwurf unter Berücksichtigung der in der Punktation dargestellten Einfügungen den in der Besprechung am 23. 2. 2001 gemeinsam vereinbarten Inhalten entspricht. 

Soweit Anmerkungen des BM für Inneres zu dieser Punktation vorgelegt wurden ist dazu anzumerken, dass der vom BM für Inneres vorgeschlagenen Formulierung des § 3 Abs. 2 nicht zugestimmt werden kann, weil diese von den bereits besprochenen Inhalten im wesentlichen wieder abweicht.

Die Verkürzung der Übergangsfrist von 6 Monaten ist ebenfalls nicht zu akzeptieren, weil entsprechende technische Adaptionen an den Netzwerken der betroffenen Betreiber vorzunehmen sind. Vielfach ist es notwendig, auf Grundlage der Verordnung die entsprechenden Bestellungen bei den zuständigen Lieferanten vorzunehmen. Dabei handelt es sich um seitens der Betreiber nicht beeinflussbare Fristen. Die von den Betreibern vorgeschlagene 6-monatige Übergangsfrist ergibt sich daraus, dass aus allgemeiner Erfahrung heraus Lieferfristen, d. h. Zeiträume von Bestellung bis zur Inbetriebnahme, grundsätzlich 6 Monate betragen. Angeboten kann hier werden, dass man formuliert, dass die Betreiber verpflichtet sind, so schnell als möglich, längstens aber binnen 6 Monaten die entsprechenden Anlagen bereitzustellen. 

Der zweite Wunsch des BM für Inneres, im Übergangszeitraum entsprechende Vorsorgen zu treffen, die sicherstellen, dass alles ermöglicht wird, ist widersprüchlich, da technische Unwägsamkeiten, die innerhalb des Übergangszeitraumes beseitigt werden sollen, nicht vorsorglich bereits von Anfang an beseitigt werden können.

Zusammenfassend halten wir fest, dass aufgrund der vom Ministerium vorgeschlagenen Punktation unsererseits keine wesentlichen Einwendungen gegen den formulierten Verordnungsvorschlag mehr bestehen und es im Sinne einer raschen Umsetzung und im Sinne aller Betroffenen ratsam ist, sich an diesem Textvorschlag zu orientieren.

Abschließend möchten wir noch anmerken, dass die hier formulierte grundsätzliche Zustimmung zum Verordnungsentwurf nicht bedeutet, dass seitens der Betreiber, insbesondere auch von max.mobil., auf das Recht verzichtet wird, im Zusammenhang mit der Erlassung der Verordnung eine verfassungsrechtliche Überprüfung des § 89 Abs. 1 iVm dieser Verordnung anzuregen. Aus unserem Rechtsverständnis heraus ist nämlich festzuhalten, dass die Bestimmungen des § 89 Abs. 1 einen wesentlichen Eingriff in das Grundrecht auf Eigentum darstellen und die subjektive Verletzung dieses Grundrechts im Zusammenhang mit der Erlassung der Verordnung, die direkte Rechtswirkung entfaltet, schlagend wird.

Die Wahrnehmung dieses Rechts bedeutet aber nicht, dass ab Erlassung der Verordnung die entsprechenden Schritte zur Einrichtung der notwendigen technischen Anlagen unterlassen werden. 
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